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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Der Nationalrat wünscht eine Fortsetzung der Zentralisierung der Informatik-Bereiche
des Bundes. Er überwies dazu eine Motion Noser (fdp, ZH), die verlangt, dass sämtliche
zur Verwaltung gehörenden IT-Dienstleister beim Bundesamt für Informatik und
Telekommunikation zusammengefasst werden. 1

MOTION
DATUM: 15.10.2007
HANS HIRTER

Auch der Ständerat stellte sich hinter die Motion Noser (fdp, ZH), die verlangt, dass
sämtliche zur Bundesverwaltung gehörenden IT-Dienstleistungsstellen beim
Bundesamt für Informatik und Telekommunikation zusammengefasst werden. 2

MOTION
DATUM: 05.03.2008
HANS HIRTER

Ebenfalls im Rahmen der Strategie E-Government überwiesen beide Räte eine Motion
Noser (fdp, ZH), die zum Ziel hat, E-Billing einzuführen, also den Rechnungsverkehr der
Bundesverwaltung künftig nur noch elektronisch zu organisieren. Der Bundesrat wird
beauftragt, Vorkehrungen zu treffen, die es erlauben, dass die Bundesverwaltung von
Lieferanten nur noch elektronische Rechnungen entgegennimmt und somit ein Signal
für die Wirtschaft setzt. Der Bundesrat selber beantragte die Annahme der Motion,
bedingte sich aber eine längere Übergangsfrist aus. Der Motionär hatte die Frist auf
2012 angesetzt. Der Nationalrat nahm die Motion mit dieser relativ kurzen Frist, die
auch von Seiten der Vertreter der KMU bemängelt wurde, an. Der Ständerat änderte
sodann die Frist und nahm die modifizierte Motion knapp mit Stichentscheid des
Präsidenten an. Die Beratung des Nationalrats über die modifizierte Fassung stand im
Berichtjahr noch aus. 3

MOTION
DATUM: 16.06.2011
MARC BÜHLMANN

Die durch den Ständerat 2011 vorgenommene Änderung der Motion Noser (fdp, ZH), die
eine Verlängerung der Übergangsfrist für die Einführung von E-Billing vorsah, wurde im
Berichtjahr vom Nationalrat gutgeheissen. Damit wurde die modifizierte Motion
überwiesen und der Bundesrat beauftragt, den Rechnungsverkehr der
Bundesverwaltung möglichst rasch elektronisch zu organisieren. 4

MOTION
DATUM: 14.03.2012
MARC BÜHLMANN

Für viel Wirbel sorgte im Berichtjahr das Informatikprojekt „Insieme“. Bereits 2001 war
beschlossen worden, die veralteten Informatiksysteme der Steuerverwaltung durch ein
kundenfreundliches Gesamtsystem zu erneuern. Das „Insieme“ getaufte Projekt wurde
2005 vom Parlament mit einem Kredit von 71 Mio. CHF bewilligt. Der amerikanische
Softwarekonzern Unisys erhielt zwar 2006 den Zuschlag für die Realisierung des
Projektes, ein Streit zwischen der Firma und der Steuerverwaltung führte aber – nach
Entschädigungszahlungen von rund 6,4 Mio. CHF – zu einer Neuausschreibung im Jahr
2008. Diesmal wurden verschiedene Teilaufträge an unterschiedliche Softwarefirmen
vergeben. 2010 wurde deutlich, dass der finanzielle Rahmen nicht ausreichen würde.
Der Bundesrat sprach einen Zusatzkredit von CHF 56 Mio. 2011 trennte sich die
Steuerverwaltung aufgrund von Verzögerungen und aus dem Ruder laufenden Kosten
vom Gesamtprojektleiter.
Zu Beginn des Berichtjahres stellte die Finanzkontrolle sodann Ungereimtheiten fest,
worauf die Vorsteherin des EFD, Eveline Widmer-Schlumpf, eine
Administrativuntersuchung anordnete. Das Urteil der parlamentarischen
Finanzdelegation fiel vernichtend aus: die noch vorhandenen finanziellen Mittel würden
lediglich noch die elementaren Projektziele abdecken. Der Skandal weitete sich aus,
nachdem klar wurde, dass zahlreiche Beschaffungsaufträge unter der Hand vergeben
worden waren und der dafür verantwortliche Direktor der Steuerverwaltung, Urs
Ursprung, freigestellt wurde. Auch der Entwicklungschef von Insieme musste seinen Hut
nehmen, da seine Stelle nicht WTO-konform ausgeschrieben worden war. Im
September beschloss das EFD, Insieme abzubrechen. Im November wurde schliesslich
klar, dass sich die Gesamtkosten auf CHF 105 Mio. belaufen, die letztlich in den Sand
gesetzt wurden.
Der Bundesrat hatte bereits im Sommer erste Konsequenzen gezogen und Massnahmen

MOTION
DATUM: 13.11.2012
MARC BÜHLMANN
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für ein departementsübergreifendes Beschaffungscontrolling und eine verbesserte
Führung von IT-Schlüsselprojekten angekündigt. Das Scheitern von Insieme führte zu
einigen, in den Räten im Berichtsjahr noch nicht behandelten, politischen Vorstössen.
Die SP reichte eine parlamentarische Initiative (12.490) ein, mit der sie eine
Parlamentarische Untersuchungskommission (PUK) fordert, die die Ereignisse um
Insieme aufarbeiten soll. Eine Motion Noser (fdp, ZH) (12.4152) möchte den Bundesrat
beauftragen, eine Beschaffungsstrategie für Informatik- und
Telekommunikationsprojekte zu entwickeln und ein Postulat Amherd (cvp, VS) (12.4240)
fordert griffigere Massnahmen für die Finanzkontrolle. Von beiden Räten noch in der
Wintersession überwiesen wurden zwei gleich lautende Motionen der
Finanzkommissionen beider Räte (12.3986 und 12.3987), mit denen der Bundesrat
beauftragt wird, so rasch wie möglich einen Pool von Informatikprojektleiterinnen und
-leitern zu schaffen, aus dem für grosse Informatikprojekte erfahrene Expertinnen und
Experten für Beratung oder eine straffe Führung beigezogen werden können. 5

Bei der aktuellen Debatte zum Beschaffungswesen hinsichtlich ICT-Projekten wurde
auch die Motion Ruedi Noser (fdp, ZH) im Nationalrat mit 126 zu 55 Stimmen bei 4
Enthaltungen angenommen (vgl. auch Po. Amherd, Po. FDP und Mo. Maier). Noser wollte
den Bundesrat beauftragen, eine einheitliche Beschaffungsstrategie für
Informatikprojekte zu entwickeln. Hier müsse insbesondere geklärt werden, ob
Softwarelösungen selber innerhalb von Projekten, die Personalausschreibungen
umfassen, entwickelt werden oder ob ein IT-Produkt fertig gekauft werden soll (make or
buy). Gegen die Motion stimmten die SP- und die BDP-Fraktion. Die SP prangerte eine
Doppelbödigkeit bei den Bürgerlichen an: Es könne nicht sein, dass man jetzt
mangelndes Know-How beklage, aber gleichzeitig den Personaletat für die Verwaltung
kürze. Die BDP wollte wie die Genossen zuerst die Empfehlungen der Arbeitsgruppe
Insieme abwarten. Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion, weil das
Anliegen bereits in der IKT-Strategie 2012-2015 verankert sei. Mit ebendiesem Argument
beantragte auch die Finanzkommission des Ständerates die Ablehnung der Motion. Die
kleine Kammer folgte diesem Antrag diskussionslos und versenkte den Vorstoss. 6

MOTION
DATUM: 17.09.2014
MARC BÜHLMANN

Ohne Diskussion überwies der Nationalrat in der Herbstsession 2015 eine Motion von
Ruedi Noser (fdp, ZH), der damit die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung
vorantreiben will. Noser will den Bundesrat insbesondere verpflichten, auf die
Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger sowie der Wirtschaft Rücksicht zu nehmen
und elektronische Informations- und Kommunikationsmedien derart anzubieten, dass
Behördengänge möglichst unbürokratisch und effizient auf elektronischer Basis
abgewickelt werden können. In seiner Begründung zitierte der Zürcher Freisinnige den
Global Information Technology Report 2015 des WEF, laut dem die Schweiz bezüglich
der Fähigkeit der Behörden, ICT zu nutzen, lediglich den 48. Rang belegt (von 143
untersuchten Staaten). Der Bundesrat beantragte Annahme der Motion und verwies auf
die in diese Richtung tätige Arbeitsgruppe E-Government. 7

MOTION
DATUM: 25.09.2015
MARC BÜHLMANN

Nachdem die SPK-SR die Motion Noser (fdp, ZH) zur Digitalisierung der öffentlichen
Verwaltung einstimmig zur Annahme empfohlen hatte, überwies in der
Frühjahrssession 2016 auch die kleine Kammer das Anliegen ohne Diskussion. 8

MOTION
DATUM: 01.03.2016
MARC BÜHLMANN

In der Rahmenvereinbarung über die E-Government-Zusammenarbeit zwischen Bund
und Kantonen seien auf der Basis eines Schwerpunktplans bereits zahlreiche
Massnahmen für die Digitalisierung der öffentlichen Verwaltung umgesetzt worden; so
etwa ein Online-Schalter für Unternehmen («EasyGov.swiss») oder Services wie «E-
Mehrwertsteuer», «E-Umzug» oder «E-Voting». In Zukunft würden weitere
Möglichkeiten für elektronische Kontakte zwischen der Bevölkerung oder der Wirtschaft
und den Behörden geschaffen. Deshalb sehe der Bundesrat das Anliegen der Motion
Noser (fdp, ZH) als erfüllt, erklärte die Regierung in ihrem Bericht vom 8. März 2019
über Motionen und Postulate der eidgenössischen Räte 2018 (BRG 19.006). Der
entsprechende Antrag auf Abschreibung wurde von den Kammern gutgeheissen. 9

MOTION
DATUM: 23.09.2019
MARC BÜHLMANN
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wirtschaftspolitik

In der Frühjahrssession 2019 debattierte der Ständerat über das Thema
«Einkaufstourismus», genauer über mehrwertsteuertechnische Massnahmen zur
Eindämmung des Einkaufstourismus und dessen negativen Folgen. Gemäss geltenden
Bestimmungen können im Ausland getätigte Einkäufe bis zu CHF 300 bei der Einfuhr
von der ausländischen Mehrwertsteuer befreit werden – wobei jedoch die
Nachbarländer teilweise Mindesteinkaufsbeträge kennen, unter denen die
Mehrwertsteuer nicht zurückerstattet wird – ohne dass dafür die inländische
Mehrwertsteuer darauf erhoben wird. Der Ständerat beriet gleichzeitig die
Standesinitiative des Kantons St. Gallen (Kt.Iv. 18.300) und die Motionen Hösli (svp, GL;
Mo. 17.3131), Hegglin (cvp, ZG; Mo. 17.3428) und Dobler (fdp, SG; Mo. 17.3417). Diese
schlagen vor, die Wertfreigrenze auf diejenigen Einkäufe zu begrenzen, bei denen die
Mehrwertsteuer im Ausland nicht zurückgefordert werden kann (Standesinitiative), die
Wertfreigrenze generell auf CHF 50 zu reduzieren (Mo. 17.3131), die ausländischen
Mehrwertsteuern mit der schweizerischen Mehrwertsteuer zu verrechnen (Mo. 17.3428)
oder generell die Mehrwertsteuerabrechnung an der Grenze durch den Einsatz von
Technologie zu vereinfachen (Mo. 17.3417) – durch eine entsprechende App könne der
Mehraufwand für die Zollstellen bei einer Flexibilisierung der Zollgrenze gesenkt
werden, wodurch die Findung einer tauglichen Lösung gegen den Einkaufstourismus
erleichtert werde. 
Ruedi Noser (fdp, ZH) berichtete von der Debatte der FK-SR und erklärte, dass die
Kommission zwar der Standesinitiative keine Folge geben wolle und die Motionen zur
Ablehnung empfehle, dass dies aber nicht aus inhaltlichen, sondern aus prozeduralen
Gründen geschehe. Der Bundesrat sei aufgrund des Postulats der FK-NR (Po. 17.3360)
dabei, einen umfassenden Bericht zum Thema Einkaufstourismus zu erstellen. Bevor
dieser erscheine, wolle die Kommission keine Vorstösse annehmen, auch wenn deren
Fristen abliefen. Darum empfehle sie, der Standesinitiative keine Folge zu geben – die
ähnlich formulierte Initiative des Kantons Thurgau (Kt.Iv. 18.316) laufe noch bis Ende
Jahr, falls nötig könne diese später noch angenommen werden. Die Motionen empfahl
die Kommission zur Ablehnung, da deren Vorschläge entweder in ähnlicher Art auch in
der Kommission diskutiert würden (Mo. 17.3428), von der Verwaltung bereits im Bericht
aufgenommen worden seien (Mo. 17.3131) oder eigentlich durch die Applikation Quick-
Zoll bereits erfüllt seien (Mo. 17.3417). Falls nötig und falls der Bundesrat keine eigene
umfassende Vorlage ankündige, könne man nach Erscheinen des Berichts im Herbst
noch immer eine Kommissionsmotion lancieren. Der Ständerat folgte dem Vorschlag
der Kommission, verzichtete mit 30 zu 14 Stimmen darauf, der Standesinitiative Folge
zu geben, und lehnte die Motionen mit 30 zu 14 Stimmen (Mo. 17.3131), 30 zu 12 Stimmen
(bei 2 Enthaltungen, Mo. 17.3428) und 32 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen, Mo.
17.3417) ab. 10

MOTION
DATUM: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Wettbewerb

In der Herbstsession 2015 sprach sich der Nationalrat für eine Anhebung des
Mindestzolls aus. Eine entsprechende Motion Noser (fdp, ZH) wurde diskussionslos an
den Ständerat weitergereicht. Auch der Bundesrat sprach sich für einen Erhöhung des
Mindestzolls aus, da auf diese Weise der administrative Aufwand bei der Verwaltung
und den Unternehmen reduziert werden könne. 11

MOTION
DATUM: 25.09.2015
DAVID ZUMBACH

Ein Jahr nach dem Nationalrat sprach sich im Herbst 2016 auch die kleine Kammer
diskussionslos für die Annahme einer Motion Noser (fdp, ZH) aus, die die Anhebung des
Mindestzolls forderte. Die vorberatende Kommission für Wirtschaft und Abgaben des
Ständerats (WAK-SR) empfahl dem Bundesrat, auf Erhebungen der Zollabgaben zu
verzichten, falls diese weniger als CHF 50 betragen. Finanzminister Maurer rechnete
vor, dass bei einer Anhebung des Mindestzolls von heute CHF 5 auf CHF 50 mit einem
Ausfall von CHF 32 Mio. zu rechnen sei. Der Bundesrat mache sich, so Maurer weiter,
dazu aber Gedanken und werde der Bundesversammlung entsprechende Vorschläge
unterbreiten. 12

MOTION
DATUM: 27.09.2016
DAVID ZUMBACH
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Gesellschaftsrecht

La Commission de l'économie et des redevances du Conseil national (CER-CN) a
déposé une motion pour améliorer le traitement fiscal des start-up et des
participations détenues par leurs collaborateurs. Le Conseil fédéral s'est opposé à la
motion, rappelant que de nombreux rapports soulignaient l'attractivité des charges
fiscales pour les start-up en Suisse, et qu'un groupe de travail se penchait déjà sur la
question des participations des collaborateurs. 
Après l'adoption par la chambre du peuple, la motion est passée à la chambre des
cantons. La majorité de la Commission de l'économie et des redevances du Conseil des
États (CER-CE) a proposé à sa chambre d'adopter la motion. Elle a mis en avant
l'insécurité du droit avec la législation en vigueur, et a soutenu la solution proposée par
l'initiative parlementaire Noser (plr, ZH). A l'opposé, sur la question des participations
des collaborateurs, une minorité a avancé l'argument de l'égalité de traitement pour
lutter contre la motion. Au final, le Conseil des États a adopté la motion par 27 voix
contre 14 et 0 abstentions. 13

MOTION
DATUM: 24.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

Öffentliche Finanzen

Indirekte Steuern

Eine Korrektur der Änderung des Mehrwertsteuergesetzes bezüglich der
Mehrwertsteuer für ausländische Tour Operators forderte Hans Stöckli (sp, BE) im
Dezember 2018 in einer Motion. Per Anfang 2018 sei die Besteuerung ausländischer
Unternehmen geändert worden, wovon insbesondere grenznahe Unternehmen im
Bauhaupt- und -nebengewerbe betroffen waren. Dadurch müssten nun aber auch
ausländische Tour Operators, die in ihrem eigenen Namen Schweizer Leistungen wie
Übernachtungen und Gastronomie einkauften und darum für den Schweizer Tourismus
wichtig seien, auf ihrem gesamten erwirtschafteten Umsatz Mehrwertsteuern bezahlen,
nicht mehr nur wie bisher auf dem in der Schweiz erwirtschafteten Umsatz. Bei kleinem
Umsatz in der Schweiz überschritten Steuern und Regulierungskosten dadurch häufig
die Marge, so dass sie sich aus dem  Geschäft in der Schweiz zurückzögen. Für die Tour
Operators solle daher wieder auf die frühere Regelung zurückgegriffen werden, zumal
Veranstalter mit bedeutenden Aktivitäten in der Schweiz sowieso der Steuerpflicht für
Schweizer Unternehmer unterlägen.
Der Bundesrat präzisierte den Inhalt der Teilrevision des Mehrwertsteuergesetzes:
Noch immer seien die Unternehmen nur auf dem in der Schweiz erwirtschafteten
Umsatz mehrwertsteuerpflichtig, jedoch seien seit Anfang 2018 alle Unternehmen
bereits ab einem Franken Umsatz, nicht mehr erst ab CHF 100'000 Umsatz
steuerpflichtig, sofern ihr Umsatz weltweit CHF 100'000 übersteige. Dadurch sollen in-
und ausländische Unternehmen gleich behandelt werden; bisher seien ausländische
Tour Operators gegenüber denjenigen in der Schweiz bevorteilt gewesen. Der
Bundesrat verwies zudem auf die neue Kombinationsregelung, welche neu für In- und
Ausland-Kombinationen gelte: Werden 70 Prozent der Leistungen einer
Leistungskombination im Ausland erbracht, sei die entsprechende Kombination nicht
mehrwertsteuerpflichtig. 

In der Frühjahrssession 2019 folgte der Ständerat einem Ordnungsantrag Noser (fdp,
ZH) und wies die Motion der WAK-SR zur Vorberatung zu. Dort soll die Motion
zusammen mit Massnahmen gegen den Einkaufstourismus behandelt werden. 14

MOTION
DATUM: 06.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Energiepolitik

Le parlement a adopté une motion Noser (plr, ZH) visant à adapter les normes
d’efficacité électrique en fonction de la meilleure technique disponible. Selon l’auteur
de la motion, la Suisse serait en mesure d’économiser de cette manière plus de 10% de
sa consommation d’électricité. 15

MOTION
DATUM: 06.12.2011
LAURENT BERNHARD

Les chambres ont donné suite à une motion Noser (plr, ZH) chargeant le Conseil fédéral
d’examiner la possibilité que les clients finaux des réseaux de chauffage et de froid
ainsi que les consommateurs finaux d'électricité, de gaz naturel et d'eau chaude
industrielle puissent disposer, à des prix compétitifs, de compteurs intelligents
mesurant leur consommation effective. 16

MOTION
DATUM: 06.12.2011
LAURENT BERNHARD

Netz und Vertrieb

Le Conseil national a accepté lors de la session d’été une motion Noser (plr, ZH)
demandant que les fournisseurs et les consommateurs aient un accès libre et égal au
marché de l'énergie. Pour parvenir à cet objectif, le texte prévoit que le Conseil fédéral
soumette un projet de modification des normes légales en vigueur. Le Conseil des Etats
ne s’est pas prononcé sur cette intervention parlementaire en 2013. 17

MOTION
DATUM: 13.06.2013
LAURENT BERNHARD

Ungeachtet der Grösse ihrer Nachfrage sollen alle Konsumenten und Produzenten
einen freien und gleichberechtigten Zugang zum Energiemarkt erhalten. Dies hatte
eine Motion Noser (fdp, ZH) gefordert, welche 2013 im Nationalrat angenommen
worden war und am 4. Juni 2014 im Ständerat behandelt wurde. Die UREK-SR
beantragte (wie auch der Bundesrat) die Ablehnung der Motion: Einerseits sei die
Forderung nach freiem Marktzugang überholt, da dieser mit der vollständigen
Marktöffnung 2017 erreicht werde, andererseits sei die Forderung nach einem
nationalen Netzbetreiber problematisch, da sich viele regionale Teilnetze im Besitz von
Gemeinden und Städten befänden. Der Ständerat folgte seiner Kommission und dem
Bundesrat und lehnte die Motion ab. 18

MOTION
DATUM: 04.06.2014
NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Mit ihrer Motion „Modernisierung der Mobilfunknetze raschestmöglich sicherstellen”
forderte die KVF-NR den Bundesrat auf, die Erkenntnisse aus dem Bericht
„Zukunftstaugliche Mobilfunknetze” (resultierend aus den Postulaten Noser 12.3580
und FDP-Liberale Fraktion 14.3149) umgehend umzusetzen. Es seien eine Revision der
Verordnung zum Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV) anzustossen, der
Anlagegrenzwert für Mobilfunkanlagen anzuheben, die Vollzugshilfsmittel zu
vereinfachen, ein NIS-Monitoring aufzubauen und die Finanzierung des Monitorings in
der bevorstehenden Revision des Fernmeldegesetzes einzuplanen. 
Eine Minderheit Hardegger (sp, ZH) beantragte die Ablehnung der Motion, die im Juni
2016 zusammen mit dem Postulat KVF-NR (16.3008) im Nationalrat behandelt wurde.
Der Bundesrat begrüsste die in der Motion geforderten Schritte und beantragte die
Annahme der Motion. Mit 96 zu 89 Stimmen bei 3 Enthaltungen nahm der Nationalrat
die Motion an. 
Im Dezember 2016 beriet der Ständerat über die Motion. Die KVF-SR beantragte die
Annahme, eine Minderheit Häberli-Koller (cvp, TG) wollte die Motion ablehnen und
berief sich in erster Linie auf die in der Bevölkerung verbreiteten Ängste vor der
Strahlung, die vom Mobilfunknetz ausgeht. Viele Ständeratsmitglieder erwähnten in
ihren Voten die Flut an Zuschriften von Menschen, die unter gesundheitlichen
Problemen leiden, die sie der Strahlenbelastung zuschreiben. Bundesrätin Leuthard
berief sich im Rat auf die WHO, die eine Gesundheitsgefährdung durch
Mobilfunkantennen ausschliesse, und führte ins Feld, dass eine höhere Dichte an
Antennen die Strahlungsbelastung sogar minimiere. Ihren Ausführungen zum Trotz
lehnte der Ständerat die Motion ab – wenn auch sehr knapp mit 20 zu 19 Stimmen bei 3
Enthaltungen. 19

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Im Einvernehmen mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat eine Motion Noser (fdp, ZH)
an, die einen Ausbau der 2004 in der laufenden KVG-Revision beschlossenen
Versichertenkarte zu einem eigentlichen Gesundheitspass verlangt, der die
Patientenerkennung vereinfacht, medizinische Notfalldaten beinhaltet und einen
sicheren Zugang zu persönlichen Gesundheitsinformationen ermöglicht. Es seien
darüber hinaus Gesundheitsinformationsnetze zwischen den Versorgungsstationen
(Krankenhäuser, Praxen, Laboratorien usw.) zu entwickeln, um den Informationsstand
aller im schweizerischen Gesundheitswesen Beteiligten zu verbessern, aktuelle Daten
zum Stand der Volksgesundheit zu eruieren und eine rasche Reaktion auf erkannte
Gefahren bzw. Gefahrenquellen im Bereich der Gesundheit sicherzustellen. Teuscher
(gp, BE), welche die Motion 2004 bekämpft hatte, plädierte erneut mit dem Argument
des Datenschutzes gegen eine Annahme, unterlag jedoch mit 99 zu 46 Stimmen.(Für die
Versichertenkarte vgl. hier) 20

MOTION
DATUM: 07.06.2006
MARIANNE BENTELI

Mit zu den Vorkehrungen, um die Gesundheitsausgaben zu optimieren, gehört nach
Meinung des Parlaments auch der Ausbau von E-Health, beispielsweise bei der
Vernetzung von patientenrelevanten Daten zur Vermeidung von
Mehrfachuntersuchungen oder bei der Warnung der Bevölkerung vor einem (allenfalls
nicht unbedingt notwendigen) Arztbesuch. 2006 hatte der Nationalrat im
Einverständnis mit dem Bundesrat eine diesbezügliche Motion Noser (fdp, ZH)
angenommen, die nun diskussionslos auch vom Ständerat überwiesen wurde. Im Juni
verabschiedete der Bundesrat seine E-Health-Strategie. Diese soll dazu beitragen, den
Zugang zu einem bezüglich Qualität, Effizienz und Sicherheit hoch stehenden und
kostengünstigen Gesundheitswesen zu gewährleisten. Erleichtert werden soll dies
mittelfristig auch durch den Ausbau der vom Parlament bereits beschlossenen
„Versichertenkarte“, die allerdings infolge von datenschützerischen Bedenken
vorderhand als rein administratorische Karte konzipiert wurde; weitergehende Daten
dürfen nur mit Einwilligung der Patienten darauf gespeichert werden. Wie der
Bundesrat in seiner Stellungnahme zu einer noch nicht behandelten Motion Humbel Näf
(cvp, AG) darlegte, hatte sich das Parlament bewusst dafür entschieden, die
Informationen direkt auf der Karte zu speichern, wozu die Regierung im Februar eine
Verordnung erliess, die 2009 wirksam wird. Der Gebrauch der Karte als Zugangscode
für eine generelle Vernetzung der Daten sei deshalb aus gesetzlicher Sicht im
Augenblick nicht möglich. 

Im September unterzeichneten das EDI und die GDK eine Rahmenvereinbarung zum
Aufbau von E-Health. Die Versichertenkarte tritt auf Anfang 2009 obligatorisch in
Kraft 21

MOTION
DATUM: 28.06.2007
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Forschung

Der SNF und die Kommission für Technologie und Innovation (KTI) bilden die beiden
Forschungsförderorganisationen des Bundes. Der SNF fördert Grundlagen- und
anwendungsorientierte Forschung und geniesst als Stiftung hohe Autonomie. Die KTI ist
auf die anwendungsorientierte Forschung und den Technologietransfer zwischen
Hochschulen und Wirtschaft spezialisiert, ist aber als Leistungsbereich in die
Verwaltung eingegliedert. Das Parlament überwies nun eine Motion Noser (fdp, ZH),
welche der KTI mehr Autonomie und Flexibilität zur Erfüllung ihrer Aufgaben gewähren
und einen dem SNF vergleichbaren Status verschaffen will. Neu soll die KTI als Agentur
für Innovationsförderung positioniert werden. 22
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Kultur, Sprache, Kirchen

Sprachen

In der Herbstsession 2019 machte der Ständerat kurzen Prozess mit der Motion
Marchand-Balet (cvp, VS): Der Antrag auf Erhöhung des Kredits für die Förderung des
Austauschs zwischen den Sprachgemeinschaften wurde stillschweigend gemäss dem
einstimmigen Antrag der WBK-SR abgelehnt. Kommissionssprecher Noser (fdp, ZH)
bekundete zwar grosse Sympathien für den Vorstoss, zweifelte aber die konkrete
Umsetzbarkeit des Anliegens aufgrund des Zeitplans an. Den Kredit der Kulturbotschaft
2016–2020 mittels einer Motion zu erhöhen, sei nicht zielführend, zumal sich die
Kulturbotschaft 2021–2024 bereits seit Ende Mai in der Vernehmlassung befinde. Da
die Vorlage aber bereits eine Erhöhung für den Sprachaustausch um CHF 10 Mio.
vorsehe, sei der Plan, dass der Bundesrat diesen Aspekt dann in der Folgebotschaft
umsetze. Somit sollten die zusätzlich geforderten Mittel zur Verfügung stehen, womit
das Anliegen der Motion bereits in der Kulturbotschaft aufgenommen und erfüllt
wäre. 23

MOTION
DATUM: 12.09.2019
MELIKE GÖKCE
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